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Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 12.12.2023 
 

„Nachfolgeorganisationen der verbotenen „Hizb ut-Tahrir“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 

 
A. Problem 
 
Die Fraktion DIE LINKE hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) folgende 
Anfrage an den Senat gestellt: 
 

1. Wie bewertet der Senat die Demonstration der verbotenen islamistischen Grup-
pierung „Hizb ut-Tahrir“ am 3. November in Essen? 
 

2. Sind dem Senat auch im Land Bremen Aktivitäten von Nachfolgeorganisatio-
nen oder Vertretern der verbotenen islamistischen Vereinigung „Hizb ut-Tahrir“ 
bekannt, die etwa auf Versammlungen in Hamburg und NRW und auf reichwei-
tenstarken Socialmedia.-Plattformen unlängst die Einführung eines Kalifats und 
die Vernichtung Israels forderten? 
 

3. Wie schätzt der Senat das Personen- und Gewaltpotential dieser Gruppierun-
gen im Land Bremen ein? 

 
B. Lösung 
 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Zu Frage 1:  
Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit ermöglicht selbstverständlich auch De-
monstrationen für pro-palästinensische Anliegen. Jedoch besteht bei solchen Demonst-
rationen die Gefahr, dass sie von Personen des islamistischen Spektrums unterwandert 
und für deren Zwecke missbraucht werden. Es gehört zur Strategie von Islamisten, le-
gitime Anliegen der muslimischen Gemeinschaft aufzugreifen, um einen hohen Mobili-
sierungsgrad zu erzielen. Das Landesamt für Verfassungsschutz Bremen hat einen 
Flyer in deutscher, türkischer und arabischer Sprache veröffentlicht, in dem erläutert 
wird, wo die Grenze zwischen legitimer Kritik am Staat Israel und Antisemitismus ver-
läuft.  
Hinsichtlich einer Bewertung der genannten Demonstration in Essen wird auf die Zu-
ständigkeit der nordrhein-westfälischen Behörden verwiesen. 
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Zu Frage 2 und 3:  
In den vergangenen Jahren konnten im Land Bremen vereinzelt Flyerverteilaktionen 
der bundesweiten Gruppierungen „Realität Islam“ und „Muslim Interaktiv“ festgestellt 
werden, die eine ideologische Nähe zur „Hizb ut-Tahrir“, abgekürzt „HuT“, aufweisen. 
Dies verdeutlicht die Bemühungen „HuT“-naher Gruppierungen, auch in Bremen Anhä-
nger zu werben. Die Rekrutierungsversuche sind bisher ohne nachhaltigen Erfolg ge-
blieben.  In Bremen existiert keine feste „HuT“-nahe Organisationsstruktur, jedoch sind 
in den sozialen Netzwerken Einzelpersonen mit Bezug zur „Hut“ festzustellen.  
Die in Deutschland aktiven „HuT“-nahen Organisationen haben das Ziel, die freiheitlich-
demokratische Grundordnung zu beseitigen. Sie sind Teil des islamistischen Spekt-
rums. Im Gegensatz zu anderen islamistischen Gruppierungen verfolgen sie dieses Ziel 
jedoch vordergründig im Rahmen der geltenden Gesetze. Es kann gleichwohl nicht aus-
geschlossen werden, dass es im Zuge eines hoch emotionalisierten Demonstrations-
geschehens auch zu gewaltsamen Übergriffen durch „HuT“-Sympathisanten kommen 
kann. 
 
 
C. Alternativen 
Keine. 
 
 
D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 
Die Antwort hat keine finanziellen und personalwirtschaftlichen Auswirkungen. Gen-
derspezifische Belange sind nicht betroffen.  
 
 
E. Beteiligung und Abstimmung 
Keine. 
 
 
F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz 
Nach Beschlussfassung zur Veröffentlichung geeignet.  
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts 
entgegen. 
 
 
G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage des Senators für Inneres und Sport vom 
08.12.2023 der mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion DIE LINKE für die 
Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) zu.
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